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vezugsvrei « : In Karlsruhe und auswärt » frei in« Hau« geliefert «ierteljährlich 3ü .« — Einzelnummer »0 # — « n,eizengebühr : 80 ch» für 1 mm H»h« und «in Siebentel Breite. Briefe undSelder frei . Bei « iederbolnngen tarisfester Skabatt . der al« Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann , wenn nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt , « uittiche « nzeiaen find direktan di« Geschäftsstelle der Karlsruher Zeitung, Badischer StaatSanzeiger, K«rl»Fri «drichstr . 14 zu sende» und « erden in Bereinbarung mit dem Ministerin« de» Inner « berechnet. Bei Klageerbebuna , zwangsweiser Beitrribunaund Konkursverfahren fällt »er Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe. — Im Fall« von heherer Gewalt, Streik, Sperre . Aussperrung, Maschinenbruch. Betriebsstörung im eigenen Betriebe »der in denen unserer Lieferantenhat der Inserent kein« « nsprüche, fall« die Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Für telephonisch« Abbestellung von Anzeigen wir» »ein« Gewähr übernommen. Drucksachen unkManuskripte werden nicht zurückgegeben und eg wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Bergükunz übernommen.

Hmtlidbcr Teil .
Große Brennstoffnot .

‘ ** Die Folgen des Werkehrsstreiks werden sich oesouders
scharf und nachhaltig für die Kohlenversorgung zeigen . War
schon vor dem Beginn deS Streiks infolge der ungünstigen
jEisenbahnverkehrslage! und der lange Zeit ungünstigen

Rheinschiffahrtsverhältnisse die Kohlenzufuhr äußerst knapp,
so ist die Möglichkeit einer reichlicheren Zufuhr durch den Ver¬
kehrsstreik wieder stark in die Ferne gerückt worden . Die
Übergangsbahnhöfe des Ruhrgebiets sind verstopft und es wer¬
den Machen vergehen , bis ein geregelter Güterverkehr die für
den dringlichsten Bedarf notwendigen Kohlen- und Brikett -
»nengen wieder nach Baden bringt . Verschärft wird die Lage
durch den Eisgang auf dem tRhein, der die Schiffahrt zum
Erliegen bringt , und das Züftieren deS Rhein -Herne - Kanals .
Die kalte Witterung wird die Knappheit an Brennstoffen vor
allem auch für den IHausbrand stark fühlbar machen.

Da die Werlhältnisse stärker sind als der Wille , für eine aus¬
reichende Kohlenzufuhr zu sorgen, ergeht an alle Verbraucher
die dringendste Mahnung , mit Brennstoffen so haushälte¬
risch als nur irgend möglich umzugehen .

Die NussprstDe über die
"Regierungserklärung .

Im Reichstag nahm gestern Reichsverkehrsminister Grüner
oas Wort zu folgenden Ausführungen :

Ich Hab niemals einen Zweifel darüber gelassen, daß Staats¬
beamte die gegegn ihren Beamteneid verstoßen, indem sie ihre
Arbeit niederlegen, sich eines schweren Dienstvergehens schuldig
machen . Glücklicherweise sind Zehntausende von Beamten auf
ihrem Posten geblieben und haben bei der Durchführung des
Notbetriebs Hervorragendes geleistet. Ihne » allen , sowie der
Technischen Nothilfe gebührt volle Hochachtung und Dankbarkeit
iLebhafter Beifall ». Den Opfern an Leben und Gesundheit ,
die in den letzten Stunden des Notbetriedes noch gebracht Wer¬
den mutzten, wendet sich unser aller tiefstes Miteinpfinden zu.
Eine Zurückziehung des Referentencntwurfes zum Arbritszeit -
gesetz ist gegenstandslos, da eine derartige Entscheidung über¬
haupt nicht vorlag . Unrichtig ist es, datz in diesem Gesetz ein
Ausnahmegesetz für die Eisenbahnbeamten geschaffen werden
sollte . Jeder Industriearbeiter muß acht Stunden täglich an¬
gestrengt arbeiten . Bei den Eisenbahnen aber ist ein großer
Teil der Dienstzeit Bereitschaftsdienst . Eine restlose Anrechnung
des Bereitschaftsdienstes als Dienstleistung , lediglich weil das Per¬
sonal nicht zu Hause sein kann, ist nicht möglich . Der Entwurf
des Arbeitszeitgesetzes beabsichtigt nichts anderes als dieses
offenbare Unrecht zu verhindern und zu beseitigen . Die auf¬
gestellten Richtlinien seien ein selbstverständlicher Ausflutz des
Reichsbeamtenrechts. Keine Willkür soll herrschen, sondern nur
Recht und Gesetz . Jeder in ein Disziplinarverfahren verstrickte
Beamte kommt vor einen ordentlichen Richter und kann seine
Sache yn zwei Instanzen selbst vertreten , ebenso der kündbar
angestellte Beamte . Borgegangen wird nur gegen Streikurhebrr
und solche, die Sabotage verübt haben und dergleichen. Be¬
reits entlassene Streikurheber werden nicht wieder eingestellt.
Solche, die nicht als Urheber anzusehen sind, können wieder
beschäftigt werden. Leider sind viele Anschläge gegen die Sicher¬
heit des Betriebe- erfolgt . Handgranatenanschläge sind vor-
zekommen (Hört hört rechts) . Schienen wurden auf die Ge- ,
leise gelegt, Maschinen mit den Puffern aneinandergefahrr »
und man versuchte , Personenzüge zum Entgleisen zu dringen
(Stürmisches Hört, hört bei der Mehrheit ) . Gleich nach Beginn
des Streiks traten bereits 5099 Rothelfer in Tätigkeit . Das
nicht streikende Personal in einem Bezirk versprach den Rot -
betrirb durchzuführen, um die Technische Nothilfe auszuschalten .
Dieses Versprechen ist aber nicht gehalten worden (Hört , hört ) .
Einzelne Landesregierungen haben sich gescheut , die Technische
Nothilfe einzusetzen (Stürmisches Hört , hört ! Rufe : Wo ? Na¬
men nennen ! ) . Für die Zukunft «ist es erforderlich, datz die
gesamte Beamtenschaft sich in den Staatsgedanken einfügt im
Gefühl der engsten Verbundenheit «mit dem Staat (Lebhafter
Beifall bei der Mehrheit . Rufe bei den Kommunisten : Und
wenn der Magen knurrt ! ) .

Eingegangen ist ein MitztrauenSantrag der Unabhängigen ,
in dem gesagt wird, die Ausnahmeverordnung habe daS Streik¬
recht der Beamten aufgehoben und den Achtstundentag ange¬
tastet, die Regierung habe Verhandlungen mit den Streikende «
«bgelehnt und Haussuchungen vorgenommen . — Die Kommu¬
nisten beantragen , die beschlagnahmten Streik - und Gewerk¬
schaftsgelder sofort zurückzugeben, die Verhaftungen aufzuhebe »
und bei der Landesregierung dahin zu wirken, datz die Matz¬
regelungen vom Berliner Magistrat rückgängig gemacht wer¬
den (Lachen bei der Mehrheit ).

Abg . Wels (Soz . ) : Sicher ist die Technische Nothilfe f?i«
Faktor, der zur Beruhigung der Arbeiterschaft beiträgt . Aber
durch das ungewerkschastliche Berhalten der Streikenden ist der
Kampf um ihre totale Beseitigung nur erschwert worden. Den
Ausführungen des Reichskanzlers stimmen wir voll und ganz
in . Der Streik der Eisenbahnbeamten habe Deutschland um
Millionen geschädigt . Allerdings ist zuzugeben, datz sich in der
Besoldungsordnung sozialere Grundsätze durchsetzen müssen.
Wir begrüßen die Erklärung des Verkehrsministers , datz der
Achtstundentag nicht angetastet werden soll . Diese wertvolle
Errungenschaft der Revolution wollen wir uns nicht zertrüm¬mern lassen (Lachen rechts). Unter de» Streikende « befinde«

sich viele Deutfchnationale . Es ging in der Arbeiterschaft das
Gerücht, der Streik werde von gegenrevolntionärer Seite ge¬fördert und . Kapp und Oberst Bauer seien schon wieder imLande . (Lachen rechts) . Unbeschränktes Strrikrecht ist mit den
Beamtenprivilegien unvereinbar . Die Regierung wird zuprüfen haben, welches dieser beiden Rechte an die Beamten ge-
geben werden soll .

Abg . Hoefle (Zentr . ) : Die Leitung der Reichsgewerkschafthatbei der Proklamierung des Streiks , der mit Recht als ein
Verbrechen charakterisiert wird , alle gewerkschaftlichen Grund ,
sütze verletzt. Das Streikrecht ist mit dem Charakter des Be¬
amtentums nicht vereinbar . Eine Ergänzung des Beamten ,
rechts wäre zweckmäßig , um die Unmöglichkeit eines Streik¬
rechts der Beamten klar festzustellen. Wir sind gegen den
Antrag , datz oen Streikenden volle Amnestie gewährt werden
solle . Durch das Eingreifen des Reichskanzlers wurde ver-
hindert , daß der Streik in ein politisches Fahrwasser geriet .
Ganz unberechtigt ich das Bestreben einiger deutschnationaler
Zeitungen , den Strek zu Angriffen gegen die Republik auszn -
nutzen. Dem Danke an die . Technische Noilhilfe schließen wir
uns an . Um so bedauerlicher ist , datz in Rummelsburg Bäcke¬
reien der Technischem Nothilfe die Brotbelieferung verweigert
haben . (Bravo ! bei den Kommunisten. Unruhe bei der Mehr¬
heit. ) Hoffen wir , datz dieserStreik die Irregeleiteten bald wie.
der zum Pflichtbewußtsein zurückführt und Vertrauen zur Re¬
gierung wieder eintreten möge . (Beifall im Zentrum .)

Abg. Berndt (D .-Natl . ) : Der Streik der Eisenbahner war
wie der Streik der städtischen Arbeiter ein freventliches Ver¬
brechen . Der Verurteilung des Streikes durch« den Reichskanz¬
ler schlietzen wir uns an . Seine grundsätzliche Ablehnung des
Beamtenstreiks hat uns fteudig überrascht. Einen Beamten -
streik darf cs unter keinen Umständen geben. Die Deutsch-
nationale Volkspartei hat mit allen Kräften dem Streik ent -
gegengewirkt. Namentlich rechts gerichtete Beamte haben den
Streik bekämpft und damit die Regierung gestützt . Auch wenn
man alle wirtschaftlichen Forderungen der Beamten als berech¬
tigt anerkennt , so kann dies doch keine Entschuldigung für
einen solch verbrecherischen Streik sein. Redner fuhrt weiter
aus , die Regierung habe mit unverzeihlichem Optimismus
den Streik herankommen lassen und sei keineswegs der Si¬
tuation gewachsen gewesen . Leider habe der Streik mit einem
Kompromiß geendet, ein Beweins der Schwäche der Regierung .

Abg. Scholz (D . Bp .) : Die Worte des Reichskanzlers standen
im Widerspruch zu seinen Taterflund sie brechen gerade an den
interessantesten Stellen ab. Die Entwicklung dieses verbre¬
cherischen Streiks zeigt deutlich , datz seine Triebfedern nicht
nur wirtschaftliche , sondern auch politische Gründe waren .
Ich stehe nicht an , den von sozialdemokratischer Seite so gerne
benutzten Ausdruck „Mörder " auf die Leute anzuwenden , d >e
solchen Streik anzetteln . (Stürmischer Beifall rechts .) Auch
tvir billigen das Verhalten der Regierung in der Besoldunas¬
srage nicht . Wir bedauern , datz die Verordnung des Reichs¬
präsidenten in einem Augenblick aufgehoben worden ist , «wo der
Streik noch nicht vollständig beendet war . Das konnte zu
de« falschen Auffassung führen , datz für die Beamten doch ein
Streikrecht bestehe . Zu den scharfen Worten , mit denen der
Reichskanzler den Streik verurteilt hat , sprechen wir ihm un¬
sere Anerkennung aus . aber er bat mit der Streikleitung ver .
handelt . Der Technischen Nothilfe zollen auch wir für ihre
der Allgemeinheit geleisteten Dienste Anerkennung und herz¬
licken Dank.

Reickskanzler Dr . Wirth : Was ich hinsichtlich der Reform
des DisziPlinarrechtS versprochen habe, das halte ich auch.
Wollten wir zu einem Frieden kommen , so mutzte ich mit Ver¬
tretern der Streikenden verhandeln . Ich tat es mit dem Be¬
amtenbund , in dessen Vorstand auch Reichsgewerkschaftler
sahen , die in dem Streik keine führende Rolle einnahm «» . Ge¬
nau so würde ich wieder handeln . Auch Gewerkschaftler haben
de« Streik scharf verurteilt . In den Hauptpunkten , so hinsicht¬
lich der Behandlung der Brsoldungsordnung ist ein Einverneh¬
men erzielt worden. DaS politische Ziel war die Beendigung
des Streiks . Dieses Ziel war nicht zu erreichen, ohne Ver¬
handlung mit irgend einer Gewerkschaft. (Widerspruch rechts .)
Fern liegt es uns , eine Politik der Brrgeltung zu üben und
der Rache an irregeleiteten Beamten . In einer so schweren
Stunde der Not für unser Land setze ich mir ein anderes Ziel ,
als die Politik der Vergeltung . (Beifall und Unruhe rechts.)
Tatsache ist . datz die unteren Beamte», größtenteils an ein
ihnen zustehendes Strrikrecht geglaubt haben. Wir wollen
diesen Streik benutzen, um die Beamten über die wahre Rechts¬
lage aufzuklären . Der Streik ist nicht vom Himmel gefallen ,
sondern ist ei« Teil der ungeheuren Erregung , die unser gan -
tzrtz Btzlk erfüllt unter dem Druck der Lasten, döv « nseräms
Bolke auferlegt sind. Die Technische Rothilfe stand vor beson.
ders schweren Aufgaben. Der «Schuh der Rothelfer ist die erste
Aufgabe des Staates . Die Tatsache, datz lebenswichtige Be¬
triebe verlassen waren , und datz man große Schichten der Be¬
völkerung nicht nur in den Palästen , sondern anch in den Hüt -
den dem Elend preisgegeben, zeigt uns» den Weg, den wir
gehen müssen ,um das ein für allemal unmöglich zu machen.
Me Organisation der Technischen Rotbilfe mutz so ausgestaltet
werden , datz Sie (zu den Kommunisten gewandt ) niemals Ge¬
legenheit bekommen, Ihren armen Brüdern , das Leben un¬
möglich zu machen . (Beifall und Unruhe .)

Abg. Dittmann (U.S .P .) : Die heutige Rede des Reichskanz¬
lers stand in einem wohltuenden Gegensatz zu seiner gestrigen
Scharfmacherrede . Der Vorstand der Reichsgewerkschaft der
Eisenbahner besteht in seiner Mehrheit aus Volksparteilern
und Deutschnationalen . Zwei Abgeordnete der Deutschnatio .
nalen , zwei Volksparteiler und ein Demokrat gehören der
Reichsgewerffchaft an . Wenn diese frömmste Reichsgswerk-
schast plötzlich wild wird, so müssen kräftige Gründe dafür
vorhanden sein. Die unteren und mittleren Beamten haben
noch nicht einmal da» Existenzminimum erreicht, während die
höheren Beamten sehr bevorzugt worden sind. Die Berhand .
lungen konnten einen Erfolg nicht haben, weil wieder einmal

die Bürokratie die Politik der Regierung durchkreuzte. Da »
Streikrecht ist den Beamten durch die Verfassung gewahr -lefftet, denn mit dem Koalittonsrecht fft das Streikrecht un¬löslich verbunden . Die Beschlagnahme der Gewerkschaftsgelderwar ein willkürlicher «Gewaltakt . General Grüner hat di«Eisenbahn heruntergewirtschastet und den Streik verursacht.Der Reichskanzler sollte erkennen, datz die Zeit der Generalevorüber ist und datz sie reif für das Panoptikum sind . Gröneemutz schleunigstverschwinden. Ein Hundsfott wer einen Eisen¬bahner matzregelt. Das sage ich Ihnen , Ihnen besonders Her ,Groner . (Großer Lärm und gegenseittger Zuruf unter demParteien von rechts und links. Der Lärm steigert sich, als Vize¬präsident Dietrich die Wgeordneten der Linken vergebens auf¬fordert , ihre Plätze einzunehmen.

Schließlich unterbricht der Vizepräsident die Sitzung und be¬raumt die nächste Sitzung auf Samstag nachmittag 4 Uhr cm»

Das englische Ziel in Genua.
Unter dieser Überschrift bringt die „Franks . Ztg.

" die fol¬genden Ausführungen ihres Londoner Korrespondenten :Die Konferenz von Cannes war wohl nach der Meinungderer , die sie veranlaßt haben, ein voller Erfolg , wenn die
Konferenz von Genua zustande kommt und wenn es wirklichgelingt , gewissermaßen im Schatten von Cannes die Repara -
tronskrisis des Jahres 1922 endgültig zu überwinden . Die
etwas stürmische Methode Lloyd Georges hat zwar mit daz«
beigetragen , datz Briand stürzte, aber die bekannten 6 Artikelder Resolution von Cannes sind doch in Sicherheit gebrachtworden . Aus ihnen ergibt sich das Programm der englischen
Regierung für Genua . Was ist die englische Idee ? Mau
sollte sich in Deutschland ganz entschieden hüten, zu glauben ,den Engländern komme es dabei auf eine Revision des Frie -
densvertrags oder auf eine Revision des Londoner Repara -
tionsprogramms vom Mai 1921 an . Für die unmittelbare
deutsche Not ist dabei wahrscheinlich überhaupt nichts zu er¬warten . Soweit sich die Londoner Pläne erkennen lassen, hatdie Konferenz von Genua im Sinne der Engländer das allge¬meine Ziel , in einer fteien Aussprache Aller dem Gedanken
zum Sieg zu verhelfen, daß Europa eine einzigartige Gelegen¬heit versäumen würde, wenn es nicht die Lehre aus dem Welt¬
krieg zöge und die ungeheure militärffche Rüstung mitsamt derPolitik derjenigen , die sie tragen , ablegte, seine Rüstung und
jene gesamte geistige Einstellung Europas , die den Krieg ge-
bracht und bisher den Frieden so sehr behindert hat . Undmit der Rüstung die finanzielle Last, die es mehr als einemStaat unmöglich macht , seinen Haushalt in Ordnung zu brin .
gen . Selbst beute noch, wo Deutschland entwaffnet ist ! Da »
Psychologisch - Politische ist, wie sie wohl selbst sagen, der Kern .
Punkt der Überlegung derer, die den Gedanken von Genua ,hervorgebracht haben.

Das Pazifistische Ziel soll aufs drastischste zum Ausdruck ge¬bracht werden , indem Deutschland, Sowjetrutzland , Polen ,Frankreich und England und alle anderen an einem gemein¬samen Tisch sitzen, um die Mittel zu beraten , mit Hilfe deren
dieses Ziel erreichbar wäre . Die Absicht geht gewissermaßen
auf einen Burgfrieden : für eine Reihe von Jahren , sagen wir
für zehn, sollen sich all diese Teilhaber am europäischen Schick¬
sal verpflichten , die Waffengewalt aus dem Bereich ihrer aus¬
wärtigen Staatskunst auszuschlietzen . Wenn ich recht verstehe,
ist nicht beabsichtigt , daß dabei irgend ein Staat die durch de«
Weltkrieg und feinen Ausgang geschafften« Lage als endgültig,und rechtmäßig anerkennen solle. Mit dem Burgfrieden wäre
beispielsweise auch nicht gemeint, daß etwa der Artikel de»
Friedensvertrages , der die .deutsche Schuld" am Kriege al»
den Rechtsgrund der Wiedergutmachung angibts sanktioniertwürde . Vielmehr scheint der Zweck nur zu sein , datz während»
jener Reihe von Wiederaufbanjahren Europas all diese «Streit¬
fragen , wie Grenzdifferenzen , wie der Streit um die Schultz
und alles übrige ruhen sollen , oder mindestens, datz sich alle
verpflichte«, die Waffengewalt dabei als Kampfmittel auszu¬
schalten.

Gelingt die Einigung , bann ist nach englischer Meinung kei»
Grund mehr gegeben , daß einzelne Nationen unter gewaltige»
Finanzopfern und znm Schaden der europäische » Ruhe bis a»
die Zähne bewaffnet einander oder gar einem waffenlose»
Nachbarn gegenübrrstehen. Dann entfällt jeder vernünftige
Grund gegen die Abrüstung. Gelingt es, Europa und beson¬ders Frankreich auf diese Bahn zu bringen , dann ist nach der
Meinung der Freunde dieser Idee Gewaltiges zum Segen
Europas geschehen . Dann wird es leichter sein , sich über die
wirtschaftlich praktischen Probleme zu verständigen, die Bud¬
gets zu stabilisieren , den Bedarf an Papiergeld zu reduzieren ,
den Hunger Frankreichs nach den deutschen Milliarden zu mil¬
dern und schließlich auch Geldwert und Kredit in Europa in
eine günstigere Lage zu verschieben . Dann wird es auch eher

-möglich sein, — anstatt über das Reparationsjahr 1932 zu
streiten oder einen unwillkommenen Kompromiß zu schließe »
—, für eine Reihe von Jahren zu disponieren, etwa eine mehr ,
jährige Atempause einzuschieben und auf die Reparationen
eine große Anleihe aufzubauen . Dann wird es vielleicht sogar
gelingen , die Vereinigten Staaten von Amerika zu einer Koo¬
peration mit den dergestalt vereinigter» Staaten von Europa
zu veranlassen , denn das Entfiel ist : an Stelle militaristischer
Politik eine Gemeinschaft von Rationen zu setzen, die mitein¬
ander und durcheinander zu Wohlstand und Frieden gelangen .
Nicht in Konkurrenz zum Völkerbund , sondern eher zur Vor¬
bereitung der inneren Reformen, die für den Genfer Bund
unerläßlich sind.

Es steckt viel Idee und viel Idealismus in diesen Gedanken-
gängen , aber doch zugleich viel praktisch« Alltagspolitik — und
die Erfahrung von Ländern , die , wie Amerika und England »



viele MiNonen von Arbeitslosen haben . Man steht zugleich ,
»varin » Frankreich sich sträubt , den» für eine militärische
Hegemonie ist kein Platz vorgesehen. Dentschland hat dabei
nach englischer Meinung schwerlich etwas zu verlieren , aber
sehr viel zu gewinnen. Das neue Deutschland . — In diesem
Nahmen iönmen in Genua bedeutende Erfolge erzielt wer¬
den . Ob aber zunächst viele praktische , greifbare , ökono¬
mische oder finanzielle Erträgnisse herauskommen können, ist
eine andere Frage und liegt auf einem ganz anderen Gebiete .
VS läßt sich auch nicht Voraussagen. Immerhin glauben die
englischen Fachkenner, dah für die Erleichterung der inter¬
nationalen Handels - und Wirtschaftskredite und auch der Zoll¬
politik manches wertvolle Ergebnis erreichbar sei, wenn die
grundlegenden allgemeinen Fragen in einemi günstigen
Sinne gelüst werden .

. . . . Wird die Konferenz stattfinden ? Man weih nicht
mehr, als daß sie energisch vorbereitet wird . Lloyd George
wird wohl daran festhalten , wofern sie nicht ganz aussichts¬
los ist. Es besteht der Verdacht auf französisch« Sabotage .
Kommen ’ die Franzosen überhaupt nicht, so wäre das noch
kein unbedingter Grund , den Plan fallen zu lassen, denn für
den Wiederaufbau des Ostens , der Mitte und des Südostens
Europa liehe sich doch manches erreichen. Aber jener Grund¬
stein zur Befriedigung Europas —■ und zur französischen Ab¬
rüstung , kann nicht gelegt werden , wenn Frankreich nicht
teilnimmt . Dagegen würde in London eine nicht aktive Be¬
teiligung Amerikas im jetzigen Stadium zwar bedauert , aber
nicht als ein entscheidendes Hindernis angesehen werden . Un¬
entbehrlich ist Amerika erst im zweiten oder dritten Sta¬
dium : wenn die Ordnung der internationalen Schulden in
Angriff genommen werden kann . Wie allerdings der Wieder¬
aufbau Rußlands ohne amerikanische Hilfe unternommen
werden kann, ist weniger leicht einzusehen .

"

Radische Mochenrückblicke .
Altershilfe deS deutschen Volkes .

Als „Verein der Sterbenden " ist kürzlich die Mannheimer
Ortsgruppe des deutschen Rentneöbundes von ihrem Vor¬
sitzenden begrüßt worden . Es liegt ein Stück Ŵahrheit tn
dieser von bitterem Humor erfüllten Apoftrophierung . Kaum
eine Schicht des ganzen deutschen Volkes ist so furchtbar
schwer von der Not der Zeit betroffen wie die bedauerns¬
werten Kleinrentner , die, unfähig , der Teuerung der Nach¬
kriegsjahre zu begegnen, ihre kleinen Kapitalien , von
deren Zinsertrag sie früher lebten , angreifen , vielfach bis
zum letzten Pfennig aufzehren mußten und heute dem
Hungertod geweiht sind, sofern sich nicht mildtätige Hände
finden , die sie vor dem äußersten bewahren . Wie nahe diese
Gefahr bereits gerückt ist, geht aus mancherlei Mitteilungen ,
hervor , so u . a . aus dem Geschäftsbericht der Mannheimer

Mentnerbund -Ortsgruppe , nach welchem in Mannheim eine ,
''alte kränkliche Frau buchstäblich Hungers gestorben ist und
ein alter Mann sich nach Aufzehrung seiner letzten Erspar¬
nisse durch einen Mevolverschuß tötete . Auch sonst enthält 0er
erwähnte Geschäftsbericht ebenso bezeichnende j wie er¬
schreckende Zahlen , führt er doch an , daß von den 130 Klein¬
rentnern in Mannheim 48 nicht einmal 100 Mark im Mo¬
nat ,die übrigen 82 nicht mehr als jährlich 2000—2600 M .
zu verzehren haben . Es ist ein fast unfaßbarer Gedanke,
daß hier eine Kategorie von Menschen sich seit vielen Mo¬
naten nicht ein einzigesmal satt zu essen vermochte, wäh¬
rend in gewissen Schieberkreisen auch heute noch ein üppiges
Schlemmerleben herrsch?, das im Ausland ganz falsche Vor¬
stellungen von der Lage des deutschen Volkes erwecken muß .

Anerkennenswerterweise haben Reich . Länder und G e-
meinden ansehnliche! Mittel zurUnterstützung
der Sozialrentenempfänger und der Kleinrentner bereit -
gestellt . Aber die Notlage 'dieser Kreise ist so groß, daß
über die öffentlichen Notstandsmaßnahmen hinaus auch die
private Hilsstätigkeit mit bedeutenden Leistungen

- ernspringen muß , wenn eine nachhaltige Besserung der Lage
der kleinen Rentner erzielt werden soll . Es ist daher zu begrü¬
ßen , daß die „Reichsgemeinschaft von Hauptverbänden der
freien Wohlfahrtspflege " soeben eine große Volkssammlung

Jür das notleidende Alter ins Leben gerufen hat, die in
) ad en vom Landesausschutz der ! Altershilfe

des deutschen Volkes durchgeführt wird . Das Alters¬
hilfswerk bezweckt insbesondere , dort ergänzend einzugreifen ,
wo alte Leute von mehr als «6 Jahren in Frage kommen
und zwar ohne Rücksicht aus Konfession, Partei oder Gesell¬
schaftsschicht . Mit dem Hilfsiwerk soll aber auch die sittliche
Aufgabe erfüllt werden, das Verantwortlichkeitsgefühl gegen-
über den notleidenden alten Leuten zu stärken und eine in
der Zukunft sich auswirkende Volksbewegung zugunsten des
Alters zu erwecken . Die Verteilung der Spenden erfolgt , wie
schon bekanntgegeben, nach dem Grundsätze weitestgehender
Dezentralisation , so daß also das in Baden Gesammelte , nur
in unserm badischen Heimatlande bleiben und einzelnen
Personen in den Gemeinden , sowie Altersheimen des Landes
zugute kommen wird . Wir zweifeln nicht daran , daß d,e
badische Bevölkerung ihr 'Mitgefühl für die in bitterster Not¬
lage dahinvegetierenden Volksgenossen bei dieser Gelegen¬
heit in der Form werktätiger Hilf« zum Ausdruck bringen
wird. *

- Dir Brenuholzverteuerung.
Unliebsame Erscheinungen haben sich neuerdings auf dem

Gebiet der Wrennholzversorgung bemerkbar gemacht. Bei den
Holzversteigerungen in den Forsten werden tzie Preise — teils
zu Hamster -, teils zu Spekulationszwecken — in unerhörter
Weise hinaufgetrieben . Sv kam es dieser Tage bei einer im
Gemeindewald von Durmersheim abgehaltenen Versteigerung
zu Geboten bis zu ca . 1000 Mark für ein halbes Klafter
(2 Meter ) . Ähnlich geht es bei der Mehrzahl von Verstei¬
gerungen zu . In den Städten wirkt sich dieses ungesunde
Treiben in bedenklicher Weise aus . Arbeiter , Beamte und
Angestellte werden — darüber kann gar kein Zweifel herr¬
schen — der großen Mehrzahl nach kaum mehr in der Lage
fein , ihre infolge der abnormen , Kälte dieses Winters dem
Ende zuneigenden Brennstoffvorräte zu erneuern , zumal auch
die Kohlenpreise fast unerschwinglich geworden sind. Hier
droht für den nächste« Winter eine Gefahr , deren Ernst nie-
« and verkennen sollte. Schon gehen denn auch die Städte
dazu über , eine neue verschärfte Rationierung einzuführen ,
m» der unsinnigen Hamsterei «ntgegenzutreten . Aber auch
die Regierung hat sich des Näheren mit der Angelegenheit be¬
faßt . und sie ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, daß die
Preistreibereien nicht allein aus den vermehrten Brennholz¬
bedarf und die erhöhte Kaufkraft eines Teils der Landwirt¬
schaft , sondern auch auf ein findiges Spekulantentum zurück¬
zuführen sind, das große Hohmengen zusammenkaust , um
fie bei erster Gelegenheit , d. h. nach der über kurz öder lang
erhofften Aufhebung des bestehenden! Ausfuhrverbots , ins
Ausland zu verkaufen . Wie wir kürzlich Mitteilen konnten,
sind jedoch bereits Verhandlungen zwischen Landes - und
Reichsregierung im Gange , um eine Verständigung zwischen
Staat und Räch über die bei einer zukünftigen Brennholz -

ausfiihr zu machenden Gewinne herbeizuführen . Diese Verstän¬
digung wird vermutlich zur Folge haben , daß die erhofften
Privatgewinne zu Essig werden . In der Bevölkerung wird
man es freudig begrüßen - dah dem Spekulantentum auf
diese Weise ein Riegel vorgeschoben wird . Den Aufkäufern
selbst ist,nur zu raten , der behördlichen Mahnung , ihre Brenn¬
holzvorräte an die Bedürftigen im Lande zu verkaufen , falls
sie sich vor Schätzen bewahren wollen, schleunigst Folge zu
leisten. »

Milchverteurruug und Milchhamsterei .
Durch badische Blätter ging dieser Tage die Mitteilung , datz

im bayerischen Bezirk Kempten aus Bauernkreisen
heraus tijne Milchverbilfigungsaktio -r getätigt
wurde , die den Zweck habe, den minderbemittelten Kreisen , ins¬
besondere den Müttern , Kindern und Kranken das notwen¬
digste Lebensmittel , die Milch, zu möglichst billigen Preisen
zu verschaffen. Won den 28 Landgemeinden des Bezirkes
Kempten sind in drei Monaten zu diesem Zwecke 1 £72 870
Mark abgeliefert worden . Dieses musterhafte Vorgehen
wird allen Landwirten mit Recht zur Nachahmung empfoh¬
len. Es scheint jedoch als bestände bei uns noch nicht
überall genügendes Verständnis für derartige Beispiele so¬
zialen Empfindens . So hat dem „Karlsruher Wolksfreund"
zufolge eine Vereinigung von Landwirten in Rüppurr
beschlossen, für 1 Liter Milch ab Stall — 8 Mark zu
fordern . Bei einer zweiten Besprechung soll t der Preis
dann auf 7 Mark herabgesetzt worden sein . Ähnliche Preise
werden , wie in der Bevölkerung — ob mit Recht oder Un¬
recht , lassen wir dahingestellt — erzählt wird , auch 'in anderen
Nachbargemeinden von Karlsruhe verlangt und — bezahlt.
Wenn auch das erstere, nach allem , was die letzten Jahre uns
lehrten , zwar im hörten >Matze bedauerlich, aber doch nicht
gerade mchr unglaublich klingt, so will es uns doch fast un¬
begreiflich erscheinen , daß sich überhaupt noch jemand findet,
der bei solchem Preis noch Milch-Hämsterfahrten unter¬
nimmt , und damit die Profitgier 1 rücksichtsloser Produ¬
zenten zu immer neuen Forderungen ermutigt . Wenn man
Fahrgeld , Zeitverlust und Preis für die (womöglich noch qua„
litatjv zweifelhafte ) Milch zusammenrechnet , so kommt man
nämlich auf einen Preis , für den man schließlich auch in
jedem einschlägigen Geschäft in - oder ausländische Milchkon¬
serven erhalten kann , die ja für Erwachsene und Gesunde
vollauf genügen . Es ist darum ein Unrecht und eine Un¬
klugheit zugleich , böswillige Produzenten durch Milchhamster ri
in ihrem Widerstreben gegen die . Ablieferung der Milch an
die Sammelstellen für die Städte zu unterstützen und. da¬
durch mittelbar die Ernährung der Kinder untz Kranken in
den Städten auf die Dauer zu gefährden . —f.

politische Neuigkeiten .
Das Miesbadener Abkommen.

Eine Abordnung der Spezialkommission , die von der
republikanisch-demokratischen und der sozialistischen Partei ge¬
bildet wurde, um das Abkommen von Wiesbaden zu prüfen »
wurde von dem „Minister für die befreiten Gebiete " , Reibe !»
empfangen . Die Kommission bemerkte, daß der Vertrag von
Versailles und die darauf folgenden Vereinbarungen bereits
Lieferungen in natura vorgesehen hätten , die Deutschland,
„wie es scheine, nicht sehr pünktlich ausfllhre "

, besonders , was
tzie Lieferung von Koks betreffe . Der fakultative Charakter, ,
tzen man von beiden Seiten dem Wiesbadener Abkommen
gelassen habe , bringe im übrigen die Gefahr mit sich, ein
Hindernis für seine Verwirklichung zu bilden. Es . werde ,
wohl nötig sein, den fakultativen Charakter dieses Abkom¬
mens eiuzuschränken, soweit Deutschland in Frage komme .
Ferner bestehe der Wunsch, daß ein Kompensationssystem
eingerichtet würde , kraft dessen die französische Industrie
ein Teil der in Deutschland von dessen, ausländischen Kunden
gemachten Bestellungen im Austausch für die deutschen Lie¬
ferungen an die verwüsteten Gebiete erhalten würde .

Der Miedersukbau Mordkrankreicbs.
In der französischen Kammer erklärte bei der Beratung

der Wudgettitel , deren Rückerstattung Deutschland zufällt , der
Minister für die befreiten Gebiete , Reib«!, er wolle keine Pro¬
grammrede halten . Das Erforderliche über den Wiederauf -
tbaü werde bei der allgemeinen Debatte des Budgettitels vom
Ministerpräsidenten gesagt werden . Sein Programm bleibe
dasselbe wie das seines Vorgängers . Seine allgemeine Po¬
litik sei die Politik des Abkommens von Wiesbaden , die der
Ministerpräsident den Kammern noch näher erläutern werde.
Wenn man von Sachlieferungen spreche , so spreche man nicht
von einem Verzicht. Wenn man davon überzeugt sei, daß
Deutschland nicht alles in Gold bezahlen könne, so müsse
man den Grundsatz der Naturallieferungen cmnehmen. Der
Ministerpräsident werde mit der Kammer prüfen , unter wel¬
chen Bedingungen und unter welchen notwendigen Maßnah¬
men man sie annehme , damit das nationale Interesse dar¬
unter so wenig wie möglich leide. Auch tzie Industriellen
hätten die Notwendigkeit dieser Sachlieferungen begriffen .
Das Abkommen von Wiesbaden unterliege der Prüfung der
Reparationskommission und der alliierten Regierungen . Wenn
es nicht angenommen werde, so bedeute das noch lange nicht ,
daß keine Sachlieferungen erfolgen würden . Die jetzige Re¬
gierung werde die Annahme des «Abkommens von Wiesbaden
von den alliierten Regierungen verlängern Es seien Vor¬
sichtsmaßnahmen zu treffen , denn man müsse bedenken» daß
die deutschen Arbeiter weniger verdiente« und man müsse
auch die Entwertung der Mark in Rechnung stellen. Man .
dürfe also durch die deutschen Sachlieferungen der französi¬
schen Industrie keine Konkurrenz machen. Arbeitskräfte
fehlten in Frankreich» namentlich ezralarbeiter , so z. B .
im Baugewerbe WO 000. Der Minister kündigte noch an ,
daß Anstrengungen gemacht würden , um belgische , italienische»
tschechoslowakische und polnische Arheiter heranzuziehen .

Amerika und die Mirtscdattskragen .
Di« „Daily Mail " meldet aus Newyork, die Antwort Har »

dingS auf die Einladung zur Konferenz in Genna fei ein kur¬
zes und deutliches Dokument. Mit einmütiger Zustimmung
des Kabinetts teile Harbin », während er die Einladung für
den Augenblick ablehne» feine Zustimmung zu den allgemeinen
Zielen der Konferenz mit und verspreche» daß die Bereinigten
Staaten ihr Bestes tun würden, um an dem wirtschaftlichen
Wiederaufbau mitznhelfen . Die Antwort weise ferner darauf
hin, daß die Probleme , die die Konferenz behandeln werde,
rein europäische Probleme seien. Sie lege dar , daß, bevor
die europäische » Rationen nicht ihre Differenzen bezüglich der
deutschen Reparationen , Rußland « «ad anderer Fragen gere-
gelt hätten , und bevor sie sich nicht in die Lage versetzt hätten ,
die wirtschaftliche Wiederherstellung durch Dalanzierung ihrer
Budgets zustandezubringen und das Gold zur Grundlage ihrer
Papierwährung zu machen ober wenigstens der Vermehrung
tzer Inflation Einhalt zu tun . tzie Bereinigen Staate « keine

nützliche Roll« auf der Konferenz spielen könnte« . Der Prass «
dent gebe jedoch der Überzeugung Ausdruck , daß di« Konferenz
von Genna den Weg für die künftige Mitwirkung der Berel»
rfigten Staaten bei einem allgemeinen Kreditplan zur Finnn ,
zierung der europäischen Industrie und des europäischen Han¬
dels ebne« könne. Er werde den amerikanischen Botschaften
in London und möglicherweise auch den Botschafter in Paris
als offizielle Beobachter nach Genua entsenden.

Eine Exchange -Meldung aus Washington besagt : Ein amt -
sicher Bericht, der eine allgemeine Erörterung der europäische»
Wirffchafts- und Finanzlage umfaßt und insbesondere die Fi¬
nanzprobleme berücksichtigt , die wahrscheinlich der Konferenz
von Genua unterbreitet werden, ist vom Bundesreserveamt
vorgelegt ' worden. Der Bericht bezeichnet die Konferenz von
Genua als notwendig bei dem Ernst der wirtschaftlichen Ver¬
hältnisse im Auslande und sagt, bei der gegenwärtigen Wirt¬
schaftslage bilde das russische wie das deutsche Problem ein
unvermeidliches Element . Der Entschluß Rußlands scheine die
Anerkennung der gegenwärsigen russischen Regierung bezw.
die Zustimmung der anderen teilnehmenden Regierungen zu
ihrer Politik zu bedeuten. Diesen Punkt betrachte das Amt
als politisch . Es werde jedoch der Standpunkt vertreten , die
Konferenz werde wahrscheinlich nur in wirtschaftlichem Sinne
erfolgreich sein , wenn die Frage betreffend die Wiederherstel¬
lung Deutschlands, Rußlands , Österreichs und Süveuropas
in umfassender Weise erledigt werden könnte, daß aber der
Plan , der vielleicht zur Annahme gelangen werde, wegen der
natürlichen Beschränkungen, denen er unterworfen sein würde, ■
wenig Aussicht auf Erfolg haben würde . Einer Reutermel¬
dung aus Washington zufolge hebt der Bericht des Bundes -
reserveamtes noch die Notwendigkeit der Wiederherstellung
der Kaufkraft Mitteleuropas und Rußlands hervor und er¬
klärt , daß die weitere Anhäufung von Gold in den Bereinigten
Staaten eine ernste Gefahr sein würde . Ferner gibt der Be¬
richt Frankreich den Rat , Reparationen unter dem Wiesbadener
Abkommen entgegenzunehmen, räumt jedoch ein, daß die Ver¬
wendung deutscher Arbeitskräfte in den verwüsteten Gebieten
undurchführbar sein könnte.

Reuter erfährt , daß in gut unterrichteten Kreisen angenom-
men würde , daß Verhandlungen bezüglich der britischen Schul»
drn an die Bereinigten Staaten etwa Ende dieses Monat »
stattfinden würden . Man erwarte , daß die Regierung einge-
laben werde , Sachverständige nach den Vereinigten Staaten
zu entsenden. Vor der Konferenz von Genua sei es jedoch
unmöglich, zu sagen, wer die britische Regierung bei den Bera¬
tungen mit der amerikanischen Regierung voraussichtlich ver¬
treten werde.

Deutschland und Rußland.
Aus Paris wird dem WTW. berichtet : * Rade! hat dem Son¬

derberichterstatter des „ Matin " in Berlin eine Unterredung
gewählt . Er sagte u . a . , die Behauptung , Sowjetrußland sei
an Deutschland gebunden, sei Legende. Wenn Deutschland
jedoch mit Rußland verurteilt werde zu sterben, dann sei
es klar, datz vor dem Untergang die 130 Millionen Russßn
und 60 Millionen Deutschen eine verzweifelte Anstrengung
machen würden . Man könne Rußland nicht wie einen zum
Tode Verurteilten behandeln . Was den Versailler Friedens¬
vertrag anlangt , so glaube kein ernster Politiker daran , daß .
er sich

' an ihn halten könne . Wenn er lückenlos ausgefübrt
werde, werde es eine Katastrophe geben. Diesen Vertrag habe
Rußland nicht unterzeichnet» Man habe es isoliert . Radok
verneinte , daß zwischen Deutschland und Rußland politische
Übereinkünfte getroffen worden seien. Über Geinra erklärte
er , Rußland gehe mit Freuden dorthin , weil es ihm wieder
seinen Platz unter den Großmächten einräume . In Genua
müßten sich Rußland und Frankreich verständigen und nicht !
bekämpfen. '

Das Steuerkompromih .
Am Freitag vormittag trat im Reichstage der intersraktio »

nelle Ausschuß der Regierungsparteien zusammen . Mn betj
Sitzung nahmen auch Vertreter der Deutschen Wolkspartei nutz '
der Demokraten teil . Auch der Reichskanzler Dr . Wirth be» !
teiligte «sich an den Besprechungen. Gegenstand der Beratung )
war die Frage des. Sieuerkompromisses . Die Verhandlungen '
waren streng vertraulich . Indessen glauben „Boss . Ztg .

" untz.
«Werl. Lok. -Anz.

" Mitteilen zu können, daß die Besprechungen
wesentlich zu einer Entspannung der Situation beigetragen
haben .

Ein werterer Bericht besagt : Die gestrigen interfraktionellen
Verhandlungen , an denen die Deutsche Volkspartei , das Zen¬
trum , die Sozialdemokraten und die Demokraten teilnahmen¬
halben, wie die Zentrumskorrespondenz mitteilt , eine grund¬
sätzliche Einigung in allen Fragen noch nicht ergeben . Maul
sei aber dahin übereingekommen, daß die Steuerausschüsse^
soweit sie mit ihren Arbeiten noch nicht fertig sind, die un«
terbrochene Beratung der Steuerfragen wieder aufnehmest
sollen. Desgleichen sei die Frage der Koalitionserweiterung
in der Besprechung berührt worden. Auch darüber sei ein»
Entscheidung noch nicht gefallen.

Das Reicbsscbatzministerium .
Im Hauptausschuß des Reichstages begründete der Vertrete »

'

Preußens , Ministerialdirektor Sachs , die auf den Abbau de» .
Schatzministeriums hinzielentzen Beschlüsse des Reichsrates , ist
dem er erklärte , datz die Bedeutung der dem Reichsschatzministe¬
rium verbliebenen Aufgaben es nicht rechffersige, eine beson -
dere Reichszentralbehörde deswegen weiter bestehen zu lassen.
Der Reichsschatzminister betonte, eine Umformung in der Ver¬
waltung , namentlich wenn sie in so kurzer Zeit vorgenommest
werden müßte , wie es der Reichsrat fordere , bedeute keine Er -
sparnis , sondern eine Schädigung des Arbeitsergebnisses , di»
dem Reiche viel Geld kosten könne . Die Arbeiten des ReichS-
schatzministers hingen so mit einander zusammen , daß sie nichg !
ohne Nachteil voneinander getrennt werden könnten, und seiest
so umfangreich, daß sie ein anderes Ministerium nicht mehr
in sich aufnehmen könne .

Line neue Drobung der Reicbsgewerk -
scdatt.

Die Berliner Abendblätter vom Freitag veröffentlichen ein« :
Zuschrift b«r Reichsgewerkschaft der deutschen Eisenbahnbeam - ^
ten und Anwärter , die als eine aene Drohung der ReichSge » ,
werkschaft angesehen werden mutz . ES wird in der Zuschrift
behauptet , daß bereits an dem Tage Por dem Ausbruch de»
Streiks die Borstaudsmitglieder und Angestellten der BezirkS-
organisationen der Reichsgewerkschaft vom ReichsverkehrSMinr»
sterium die Aufforderung erhalten hätten , sich sofort bei ihre»
Dienststellen zurückzumelden. Gegen die, die dieser Ausford«-
rung nicht entsprochen hätten (es kämen etwa 200 Beamte ist
Betracht ) sei Las Disziplinarverfahren eingelötet worden . Die
Reichsgewerkschast lehne die Folgen ab, die ftdj au & W£ etw
Vorgehen ergeben. Es bestehe die große Gefahr , datz als Ant¬
wort darauf , überall im Lande Teilstreiks aufflcnnmen » dm
über den Kopf der Reichsgewerkschaft hinweg gehen wurden «



dem Lusammenbrucb des Eroh-
Berliner Ausstandes .

«VS Berlin berichtet die »Franks . Ztg ." unterm s . d. Mts . :
Die Wiederaufnahme der Arbeit in den städtischen Werken
vollzieht sich zum Teil nicht ohne Schwierigkeiten, so daß die
Technische Nothilfe in einigen Werken nach wie vor den Menst
versieht. Die Schwierigkeiten rühren daher, datz die Verwal¬
tung der städitschen Werke alle Arbeiter , die nicht bis gestern
mittag die Arbeit wieder aufgenoinmen hatten , als entlaffen
- «trachtet und es entschieden ablehnt , die inzwischen neu einge¬
pellten Arbeiter zu entlassen. Dazu kommt, datz sämtliche Neu-
einftellungen auf Grund neuer Bedingungen erfolgen, die die
Rentabilität der städtischen Werke vergrötzern sollen und datz
<mch die Neueinstellungen nur insoweit erfolgen, als es die
Petriebslage erfordert .

Die Stratzcnbahnverwaltung hat mit den durch Schnee und
Eis geschaffenen Widerständen zu kämpfen. Das Schienennetz
der Straßenbahn hat eine Länge von 100 Kilometer , und es
bedarf geraumer Zeit , bis die Schienen und Weichen vom
Schnee und Eis gereinigt und wieder betriebsfähig sind. Im¬
merhin konnten brs heute mittag einige Autzenlinien in Gang
gesetzt werden, doch wird vor morgen abend der ganze Betrieb
nicht wieder ausgenommen werden können, da auch noch hin¬
sichtlich der Stromlieferung gewisse Heinmnisse zu überwinden
sind . Der Fernsprechverkehr konnte heute früh in normaler
Weise wieder durchgeführt werden, bis auf zwei von dem «m
Kohlenmangel leidenden Charlottenburger Kraftwerk abhängige
Ämter . Der Eisenbahnverkehr hat sich im Laufe des Vormit¬
tags erheblich gebessert; Personen - und O -Züge sind wieder
nach allen Richtungen abgegangen . Auch die Stadt - und Ring¬
bahn und die Vorortbahnen nehmen langsam ihren Betrieb
wieder auf . Die Wannseebahn hat es schon wieder auf einen
regelmässigen halbstündigen Verkehr gebracht.

Gegen den Willen der Obleute waren auch die Former der
Deutschen Werke in Spandau in einem Sympathiestreik für die
Eisenbahner eingetreten . Sie haben sich auch jetzt r ' nach
Beendigung des Eisenbahnerftreiks geweigert, die Arbeit wie¬
der auszunehmen . Infolgedessen sind die Streikenden sämtlich
entlaffen worden und ist mit der Einstellung neuer Arbeiter

» begonnen worden.
Im Neu-Köllner Gaswerk explodierte gestern nacht bei der

Wiederaufnahme di s Werkes rin Raumkühler . Die umliegen¬
den Betriebsgebäude wurden stark beschädigt , ebenso Fenster¬
scheiben der in der Umgebung befindlichen Privathäuser zer-
trüinmert . Die Ursache ist vermutlich darin zu suchen , dass sich
während der Stillegung des Gaswerkes infolge des Streiks in
den Betriebsrohrleitungen und im Raumkühlcr Knallgas ge¬
bildet hatte . Soweit sich bis jetzt übersehen lässt, wird der da¬
durch angerichtete Schaden etwa Wt Millionen betragen . Von
der Gewerkschaft sind drei Mann zu Schaden gekommen; ein
Mann ist schwer verletzt. Die Technische Nothilfe, der gewöhn¬
lich in solchen Fällen die Schuld in die Schuhe geschoben wird ,
hat mit diesem Unfall nichts zu tun , da sie in diesem Gaswerk
überhaupt nicht eingesetzt wordbn war . Die streikenden Ar¬
beiter hatten selbst die Notstandsarbeiten übernommen .

Line Erklärung aus dem Vatikan.
Die Agentur Volta erfährt aus dem Vatikan : Papst Pius

XI . hat es lebhaft bedauert , daß ein Teil der französischen
Presse seine Wahl als eine Änderung der politischen Orientie -
rnng des Helligen Stuhles in einem franzosenfreundlichen
»nd einem deutschfeindlichen Sinn glaubte deuten zu können.
Sobald der Papst von diesen Behauptungen Kenntnis erhielt ,
lberief er den Kardinal Bertram , Erzbischof von Breslau , zu
sich , und bat ihn in einer herzlichen Unterredung , Deutschland
»» versichern , daß er alle Sympathien für die deutschen Katho¬
liken hege , und daß er alle Völker ohne jeglichen Unterschied
«nd Vorzug segne .

Die Lparsainkeitsmahnabmen Englands .
Am Freitag ist in London der Bericht von Geddes ver¬

öffentlicht worden , der sich auf die Sparsamkeitsmatznahmen
bezieht. Er umfasst folgende Vorschläge: Bildung eines Mi¬
nisteriums der nationalen Verteidigung für Heer , Marine und
Luftfahrt . Herabsetzung des Effektivbestandes der Marine
jum 36 000 Mann . Herabsetzung des ,Marinekredits ! im
Budget des nächsten Jahres von 80 Millionen auf 60 Mil¬
lionen Pfund Sterling , abgesehen von Ersparnissen , die sich
aus dem Washingtoner Vertrag ergeben . Herabsetzung des
Effektivbestandes der Armee um 60 000 Mann für das kom¬
mende Jahr . Ferner ist dem Bericht folgende Herabsetzung
für das nächste Finanzjahr empfohlen : 30 Millionen Pfund
Sterling für das Heer, 60 Millionen Pfund Sterling für die
Luftfahrer und 16100 000 Pfund Sterling für die Marin « .
lk>ie Gesamtsumme der Herabsetzung beläuft sich auf unge¬
fähr 75 Millionen Pfund Sterling .

Das Abkommen mit der Tschechoslowakei .
In einer der Anlagen zu der deutschen Reparationsnote ist

brwähnt , dass die Reichsregierung und die Tschechoslowakei
kürzlich ein Abkommen über Rechtshilfe und Rechtsschutz in
Steuersachen unterzeichnet haben, das dem Zweck dient, auf
dem Gebiet der -Beitreibung von Steuern und Sicherheiten
Hkgcnseitige Erleichterungen zu gewähren .

Der Vertragsentwurf , der 31 Artikel enthält , umfasst Ab¬
schnitte über Rechtsschutz in Steuersachen , Rechtshilfe in
Steuersachen und die Beglaubigung von Urkunden . Nach Ar¬
tikel 2 gemessen die Angehörigen des einen Staates im Ge¬
biete des andern Staates die gleiche steuerliche Behandlung ,
«insbesondere den gleichen Schutz vor den Finanzbehörden usw .
flach Artikel 3 verpflichten sich beide Staaten , in allen
Steuersachen und Angelegenheiten der Kapital - und Steuer¬
flucht, sowohl bei der Ermittlung und Festsetzung von Steuern
und Sicherheiten , als auch im Rechtsmittelverfahren und m
der Beitreibung sich gegenseitig Amts - und Rechtshilfe zu
leisten. Die folgenden Artikel enthalten die Einzelheiten über
das Verfahren bei der Durchführung der Rechtshilfe . Nach
Artikel 17 bedürfen die von Finanzgerichten des einen Staates
aufgenommenen oder beglaubigten Urkunden , wenn sie mit
dem Siegel oder Stempel des Gerichtes verfehen find, zum
Gebrauch im Gebiete des anderen Staates in Steuersachen
keiner Beglaubigung . Nach Artikel 19 verpflichten sich die
beiden Staaten , ein Abkommen über gegenseitige Mechtshilfe
in Steuerstrafsachen zu schliehen . Dabei ist in Aussicht ge¬
nommen, die beiderseitige Auslieferungspflicht wegen vor-

. sätzlicher Steuerhinterziehung und vorsätzlicher Zuwiderhand¬
lung gegen die Kapitalabwanderungs - und Steuerfluchtgrsetze
«u regeln .

Die Karlsruher woranscklags-
beratung.

Bei der Einbringung des städtischen Voranschlags 1931 , der
dieser Tage vom Bürgerausschuh angenommen wurde , und
L^ r dessen Einzelheiten wir zum Teil schou berichteten, führte
Oberbürgermeister Finter u . a . aus :

Es ist nicht meine Absicht, die diesmalige Budgetberatung
durch eine programmatische Etatsrede einzuleiten . Zwar möchte
manche Erscheinung im Gemeindeleben und manche Einzelposi¬
tion des Voranschlags zu eingehenderen Erörterungen auch von
dieser Stelle aus reizen . Indes ist ja der grösste Teil des Etat¬
jahres bereits abgelaufen , und es steht zu erwarten , dass sich
der Bürgerausschutz zur Beratung des nächsten Haushalts¬
planes in Bälde wieder versammeln wird. Diese Voranschlags¬
beratung für das Rechnungsjahr 1922/23 wird die erste unter
der Herrschaft der neuen Gemeindeordnung und zugleich die
letzte des derzeitigen Bürgerausschusses sein und wird so einen
natürlichen Anlass zu eingehenderen Rückblicken und Ausblicken
bieten . Ich möchte mir deshalb Ijttifc längere Betrachtungen
ersparen .

Der Redner legte die Not der Gemeinden dar und fuhr dann
fort :

• »Wenn ich nun dazu übergehen soll, darzufiellen , wie sich in
diesem durchaus trüben Bilde der Lage der deutschen Städte
die Gestalt unseres eigenen Gemeinwesens im besonderen aus¬
nimmt , so kann es ja wohl nicht anders fein , als dass auch über
sie recht dunkle Schatten gegossen sind . Die Wirtschaftsaus¬
gaben sind ins fabelhaste emporgeschnellt. Die Wirtschaftsein¬
nahmen konnten diesem Anwachsen trotz fortgesetzter Erhöhung
der Tarife und Gebühren nicht in gleichem Masse folgen, und
so ist auch bei usts der durch Steuern aufzubringende Betrag
nicht nur absolut, sondern auch relatsik ganz gewaltig gestiegen.
Konnten im Jahre 1914 von den 11 176 339 M . Ausgaben
6 228 718 M ., also 56 Prozent durch Wirtschaftseinnahmen
gedeckt werden, so stehen i-m laufenden Voranschlag zur Deckung
von 107 927 053 M . Ausgaben nur 36 660 703 M . Wirtschafts¬
einnahmen , also nur 34 Prozent zur Verfügung .

Höchst bedauerlich und ein deutliches Zeichen unserer bedräng¬
ten Lage ist die daraus sich ergebende Notwendigkeit, bei der
Grund - und Gewerbesteuer die Schraube von neuem stark an¬
zuziehen. Es müssen durch diese Steuer jetzt 33,6 Millionen
Mark , das sind 31 Prozent der gesamten Ausgaben , aufge¬
bracht werdan, im Jahre 1914 war dieser Anteil 21 Prozent .
Insbesondere bedeutet die Steigerung für das Gewerbe , das
den Hauptteil der 33 Millionen Marl , nämlich 21 Millionen —
dem 25fachen des Friedensanteils aufbringen muh , eine neue
schwere Last. Aber auch für den Hausbesitz ist die Steigerung ,
wenngleich sie nur das 6,6fache des Friedensbetrags ausmacht ,
eine starke Belastungsprobe . Soll sic ihn trotz des gegen ihn
ausgeübten gesetzlichen Zwanges , sich mit einem dem Goldwert
des Hauses entsprechenden Ertrage zu begnügen , nicht er¬
drücken, so ist die Ermöglichung der ' wenigsten teilweisen Aö -
wälzung deser Last auf die Mieter , wie sie in der Karlsruher
Mietzinsberechnung vorgesehen ist, unumgänglich . Die Wirt¬
schaftslage der Stadt ist also durchaus ernst und es bedarf der
Anstrengung aller Kräfte , um schwere Erschütterungen von ihr
fernzuhalten . Aber trotzdem möchte ich an dieser Stelle meiner
Überzeugrmg Ausdruck geben , dass wir , zunächst wenigstens,
nicht zu verzweifeln brauchen. Denn wenn auch aufs äußerste
angespannt , so ist doch unsere Finanzwirtschaft innerlich immer
noch durchaus gesund und solide . Im Gegensatz zu vielen an¬
deren , namentlich norddeutschen Städten , ist es hier doch mög¬
lich gewesen , den Haushaltsplan anszugleichen und wir hoffen,
datz dieser Ausgleich nicht nur ein formeller ist, sondern dass er
sich auch im tatsächlichen Ablauf der Dinge bestätigen wird . 'Zu
dieser Erwartung berechtigt uns zunächst die Tatsache, dass bei
Aufstellung des Voranschlags das tatsächliche Ergebnis der
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres berücksichtigt werden konnte,
so dass also für diese Zeit der Haushaltsplan mehr einem
Rechenschastslxricht, als einem Voranschlag gleicht und deshalb
wohl als zuverlässig angefprochen werden mufj.

Nun ist ja freilich seit 1 . Oktober eine gewaltige Steigerung
der Ausgaben eingetreten , die im Voranschlag nicht berücksichtigt
werden konnte. Allein die Mehrausgaben an Gehältern und
Löhnen müssen für das halbe Jahr , ohne Einrechnung der Nach¬
zahlung auf die Einreihung in die Ortsklasse A für die Zeit
vom 1 . Oktober 1921 ab auf 19,6 Millioneu angenommen wer¬
den . Zu ihrer Deckung stehen an eigenen Einnahmen nur die
Mehrerlöse aus den Tariferhöhungen zur Verfügung . Ich er¬
wähnte bereits, datz in den letzten Tagen das Ergebnis der Ein¬
kommensteuer für das Jahr 1920 bekannt geworden ist . Der
daraus nach dem Verteilungsgesetz zu errechnende Anteil der
Stadt Karlsruhe stimmt ziemlich genau mit der Gewährlei¬
stungssumme überein . Die Befürchtung dass er erheblich ge¬
ringer sein werde, ist also nicht eingetroffen . Wenn er nun
auch nicht höher ist, als der gewährleistete Betrag , so darf dar¬
aus doch im Hinblick auf das Steigen der Einkommen ge¬
schloffen werden, dass er im Jahre 1921 die Summe , die im
Voranschlag vorgesehen ist (29,9 Millionen ) , nicht unwesentlich
überholen werde. Auch darf ich wohl auf den eben erschienenen
Staatsvoranschlag für das Jahr 1922/33 Hinweisen, der den
Gesamtanteil Badens an der Reichseinkommensteuer ans 730
Millionen schätzt, also auf 288 Millionen mehr , als der gewähr¬
leistete Betrag ausmacht. Die Hälfte dieses Mehr wird auf die
Gemeinden entfallen . Auch diese Schätzung- für das Jahr
1922/23 lässt nach der Meinung des Herrn Finanzministers nicht
ungünstige Rückschlüsse auf das Jahr 1921 zu. Ebenso erwar¬
tet der badische Finanzminister aus der Umsatzsteuer erhebliche
Mehrerträge . Schlimmstenfalls muh die Zusage des Reichs,
Zuschüsse zu gewähren, den Ausgleich bringen . Den gewünsch¬
ten Vorschuß auf den erhofften Überschuss bezw. Zuschuss hat
die Stadt Karlsruhe im wesentlichen bereits erhalten .

Es kommt hinzu dass die anfänglich gehegten Befürchtungen
um das Ergebnis der letzten Tarif - und Gebührenerhöhungen
sich als übertrieben herausgestellt haben . Insbesondere hat bei
der Straßenbahn der Januar eine Erholung in den Einnahmen
gebracht, die den der letzten Tariferhöhung zugrunde gelegten
Berechnungen im Enderfolg entspricht. Wir glauben deshalb,
dass , wenn nicht neue unvorhergesehene Ausgaben nötig werden,
der Haushalt der Stadt nicht nur auf dem Papier , sondern auch
in der Wirklichkeit zur Not balancieren wird.

Dieses relativ erträgliche Ergebnis der Wirtschaft war nun
freilich nur inöglich bei äuherster Beschränkung in den Anschaf¬
fungen und bei beharrlicher Sparsamkeit . Der Bürgerausschuß
Karlsruhe hat gut daran getan , rechtzeitig die Parole der Spar¬
samkeit auszugeben und die Stadtverwaltung hat sie nicht nur
als eine Redensart zum Fenster hinaus aufgefatzt, sondern
war bestrebt , sie nach Möglichkeit in allen Teilen der Verwal¬
tung zu verwirklichen . Ihre Durchführung bedeutete den Ver¬
zicht auf so manches, was man bisher für selbstverständlich ge¬
halten hat, und dessen Vermissen recht schmerzlich empfunden
wird, bedeutete Selbstbeschränkungund Selbstverleugnung aller
Amtsstellen, sie setzt den festen Willen voraus , auch Wider¬
wärtigkeiten zu überwinden und zwingt dazu, fest zu bleiben
gegenüber den die eigene Empfindlichkeit manchmal recht
schmerzhaft verletzenden Vorwürfen der Kleinlichkeit und dem
bei jedem Sparversuch sofort auftauchenden Einwand des Spa¬
rens an falschem Orte , sie muh getragen sein von der Erkennt¬
nis , dass die Gelegenheiten, im Grossen zu sparen , recht dünn
gesät zu sein pflegen, dass andererseits auch viele Kleinigkeiten
zusammengenommen ein Grosses ausmachen.

Ich darf heute seststellen , dass es dank der eifrigen Mitwir¬
kung aller Amtsstellen gelungen ist , in der Tat erhebliche Er¬
sparnisse zu machen . Der Erfolg lässt sich bei den persönlichen
Ausgaben ziemlich genau berechnen. Ist, der Begründung zum
vorgelegten Stellenplan ist miteteilt , dass sich der Beamten »
und Arbeiterbestand der Stadt in 2 Jahren um 490 Köpfe,
nämlich 225 Arbeiter und 266 Beamte verrd»gert bat . Damit

haben wir uns dem Ziele, den Personalstand auf den grirt
*

densstand unter Berücksichtigung der inzwischen der Stadt gitagewachsenen neuen Aufgaben zurückzuführen, genähert . Di«
Perfonalverrin - rrung bedeutet bei den heutigen Löhnen und
Gehältern eine jährliche Ersparnis von 12 Millionen . Datz;
fie erzielt wurde unter Wahrung aller der Stadt zuzumuten¬den sozialen Rücksichten, darf besonders festgestellt werden.

Auch für die Zukunft wird das Prinzip der Sparsamkeit
unsere Gemeindewirtschaft beherrschen müssen . Es bedeutet
nicht, dass man Notwendiges zu tun unterlässt oder nur mit
unzulänglichen Mitteln ausführt . Auch die Stadt Karlsruhewird vor. der Inangriffnahme neuer Aufgaben, die ihre Ent¬
wicklung und das Wohl ihrer Einwohner fordern , nicht zu¬
rückschrecken dürfen . Mehrere Projekte für Erweiterungen un .
ferer Werke werden noch diesen Bürgerausschuss beschäftigen.
Ebenso wird der Bau von Wohnungen gewaltige Anforderun¬
gen an die Leistungsfähigkeit der Stadt stellen und eine wei¬
tere Ausgestaltung unseres Fürsorgewesens, namentlich in der .
Richtung der Tuberkulosenfürforge , ist nicht zu umgehen. Das

'
Sparprinzip hindert auch nicht , darauf bedacA zu sein, dass die
Einrichtungen der Stadt möglichst vollkommen ihren Zweck
erfüllen . Aber es erheischt , dass man genau und gewissen¬
haft prüft , ob ein gewünschtes Unternehmen in der Tat not¬
wendig ist und ob der beabsichtigte Erfolg nicht auf andere ,
weniger kostspielige Weise erzielt -werden kann und es verlangt ,
daß man die gesteckten Ziele mit dem möglichst geringsten Auf.
wand zu erreichen versucht . ,

Wenn keine anderen Gründe zum sparsamen Haushalten ,
vorlägen , so müsste allein die Rücksicht auf gewaltige Ver.
Pflichtungen, die die fernere Zukunft der Stadt bringen könne,bas Sparen erzwingen, ich meine die von der Stadt im
Jahre 1917 ausgenommene, in Schweizer Franken rückzahl¬
bare Darlehensschuld. Sie haben vielleicht in den letzten
Tagen gelesen, in welcher Weise die Gläubiger diese Schuld
sich zu sichern suchen. Die Vorsorge für ihre Heimzahlung wird
f>ie Finanzpolitik der Stadt in den nächsten Jahren bestim¬
mend beeinflussen müssen . Erstes Gebot ist, daß man die
Zukunft nach Möglichkeit nicht weiter durch Anlehensaufnah¬
men . belastet, d . h„ datz man sich entschließt , auch solche Aus¬
gaben auf die Wirtschaft zu übernehmen, die man früher un - '
besorgt der Deckung durch Anlehensmittel überlassen hätte .
Darüber hinaus werden wir uns durch -Ansammlung liquider -
Mittel in Fonds auf diese grosse Ausgabe vorzubereiten haben .
Wenn wir so verfahren , dann hoffe ich, datz es gelingen wird, ,
die Stadt vor Erschütterungen , wie sie da und dort aus an¬
deren Gemeinwesen gemeldet werden, zu bewahren .

"

Wadiscke Wlebersicbt .
Tlebcr die Pläne des Kadenwerks

äußerte sich in einer Sitzung des Bürgerausschusses in Hei» ,
delberg der Stadtrat Maier u . a . : Zunächst ist der 2. Ausbau ^
des Murgwerkes , ferner der Ausbau des Schluchsees vorge¬
sehen. Beide sind gls Spitzenwerke gedacht. Eine 100 OOO
Voltleitung geht jetzt schon ins Oberland . Eine ^ebensolche ,
Leitung ist über den Schwarzwald in Aussicht genommen. Da¬
durch wird die Landessammelschiene vom -Bodensee bis ins -.
Hinterland reichen . Diese Verbesserungen genügen noch nicht.
Kreise und Städte schaffen Zwischenwerke , wie das Triberg -
werk, die Jtterwerke , das Linzgauwerk, ferner das Elzwerk. .
Die Stadt Karlsruhe errichtet bei Schenkenzell ein Kraftwerk -
und auch ein Nagoldwek ist in Aussicht genommen. Wenn
diese Werke in zwei Jahren erstellt werden, haben wir eine
Masse von Strom . Der Strom wird noch vermehrt durch die
Ausnützung des Oberrheins und durch die Erstellung eines
Dampfwerkes in Mannheim . Alan rechnet ohne die beiden ;
letzten angeführten Möglichkeiten mit 102 Millionen Kilowatt¬
stunden .

Entscheidungen des badischen Ver-
vvaltungsgerichtsbokes.

8. In der Übertretung eines Ausfuhrverbots ist keine Tatsache
zu erblicken , welche die Annahme der Förderung der Hehlerei
im Sinne des 8 33 Abs. 2 Zisf . 1 der Gewerbeordnung recht»

. fertigt.
Der Bezirksrat L. gründete die Entschließung, mit der er

dem im übrigen nach seinen persönlichen Verhältnissen nicht
beanstandeten Kläger die Erlaubnis zum Betrieb der Real »
gaflwirtschaft in G . versagte, ausschliesslich auf die Be¬
strafung des Gesuchstellers wegen verbotener Ausfuhr lebens¬
wichtiger Sachen ; diese Übertretung wurde von ihm zu den
Tatsachen gerechnet , welche die Annahme rechtfertigen, dass der
Gesuchsteller das Wirtschaftsgewerbe in der nahe an der
deutsch -schiveizerischen Grenze gelegenen Gastwirtschaft zum
Zwecke der Förderung der Hehlerei missbrauchen werde. Die
Bestrafung des Klägers hatte ihren Grund darin , dass er es
der Verordnung der Reichsregierung vom 27. Nov . 1919 zu¬
wider unternommen hatte, zwei von ihm im Inland gekaufte
Arbeitspferde in gemeinschaftlicher Ausführung mit 3 anderen
Personen (darunter 2 Grenzaufsehern ) ohne die erforderliche
Genehmigung aus dem Reichsgebiet über die deutsch -schwei¬
zerische Grenze auszuführen . Die Anregung zu dieser straf¬
baren Handlung hatte bei dem Kläger ein an jener Grenz¬
übergangsstelle stationierter Grenzaufseher gegeben ; dieser so. '
wie ein zweiter dort im Dienst stehender Grenzaufseher haben .
bei Verübung der Straftat mitgewirkt. Unter Würdigung die » !
ser Tatumstände konnte sich der Gerichtshof nicht davon über - -i
zeugen , dass die von dem Bezirksrat angenommenen Voraus -
setzungen für die Anwendbarkeit der gesetzlichen Versagungs - i
Vorschrift in diesem Fall Vorlagen . Denn die Straftat selbst |
stellte sich nicht als eine Missachtung ftemder Vermögensrechte ,
oder als ein Eigentumsvergehen dar, das in- Beziehung oder
Zusammenhang mit Handlungen der Hehlerei gebracht wer¬
den konnte und die Befürchtung rechtfertigen würoe, es werde
der Kläger Hehlerei beim und durch Betrieb seines Wirtschafts¬
gewerbes fördern . Das Verhalten des Klägers bei der Über¬
tretung des Ausfuhrverbots kann nicht in eine Linie gestellt
oder als gleichartig angesehen werden wie die Handlungen ,
die des eigenen Vorteils des Täters wegen die Sicherung (Be¬
günstigung ) von Vermögensdelikten bezwecken oder die durch
Verletzung von Vermögensrechten eines anderen zur Erlan¬
gung einer unmittelbar mit dem Makel eines verbrecherischen
Erwerbes behafteten Sache geführt haben. Die Gemeinsam¬
keit der wesentlichen Beweggründe, die die Annahme einer
Beziehung im Sinne der Gewerbeordnungsbestimmung zwi¬
schen der Bestrafung des Klägers und dem ihm danach zuzu-
trauenden künftigen Verhalten zulassen würde, konnte daher
nicht als vorhanden anerkannt werden . (Urteil vom 22 . Juni
1921 Nr . 2602 .)

Ikurze Äachrlcbten aus Baden .
DZ Ettlingen , 8. Febr . Wenn vom 15. Febr . ab der S »

zeugerpreis für den Liter Milch nicht auf 6,50 M . erhöht
wird , wollen die Landwirte des Bezirks Ätlinge » i« ei«e»
Milchstreik eintrrtrn . (Wir gebe» diese Nachricht ernstdmU «»
nur mit allem Varbehalt wieder. Red )



Aus der Landeshauptstadt .
Zur Lohnbewegung der Gemeiudearbeiter .

< Kachdem sich, wie bereits gemeldet, der Schlichtungsausschub
Karlsruhe in seiner Sitzung vom 7 . Februar für unzustän¬
dig erklärt hatte , trat am S. Februar unter dem Vorsitz deS
vom . Arbeitsministeriums bestimmten Oberregierungsrats
Dr . Ulrici die Bezirksfchiedsstrllr gemäß dem Reichsmantel-
tarisvertrag zusammen. Diese kam nach fünfstündiger Ver¬
handlung zu folgendem Schiedsspruch :

Den Gemeindearbeitern ist unter Vorwegnahme der zu
erwartenden Lohnerhöhung der Reichsarbeiter und unter Be¬
rücksichtigung der zu erwartenden allgemeinen Erhöhung der
Lebenshaltungskostenzu den bereits bestehenden festen Tages -
guschlägen ein weiterer Teuerungszuschlag zu vezahlen und
zwar alb 1 . Januar 1662 bis 15. Februar 1,50 M . für die
Stunde , ab 16. Februar bis 31 . März l . I . 1,75 M. für die
Stunde . Für die Arbeiter in der Ortsklasse A beträgt dieser
Zuschlag ab 16. Februar Äs 31. März l. I . 2 M. für die
Stunde . Für die jugendlichen Arbeiter tritt der im geltenden
Lohnabkommen vereinbarte prozentuale Zuschlag zu dieses
Sätzen ein. Die weiblichen Arbeiter erhalten folgende
Teuerungszuschläge: Arbeiterinnen der Lohirklasse II und III
erhalten ab 1 . Januar 1662 bis 16. Februar 1 M . für die
Stunde , ab 16 . Febr. bis 31 . März l. I . 1,15 M. für die
Stunde . Für dieselben Arbeiterinnen der Ortsklasse A be¬
trägt dieser Zuschlag vom 16. Februar bis 31. März l. I . IM
Mark für die Stunde , für Arbeiterinnen der Lohnklasse IV
ab 1. Januar 1662 bis 15. Februar 0,75 M. für die Stunde ,
ab 16. Februar bis 31 . März l. I . 0,90 M . für die Stunde,
dieselben Arbeiterinnen in der Ortsklasse A ab 18. Februar
bis 31 . März 1 M . für die Stunde.

Das neue Ortsklassenverzeichnis findet für Gemeindearbei-
1er ab 1 . Oktober 1621 Anwendung. Die Parteien halben sich
einschließlich bis 15. Februar zu erklären, ob sie sich dem
Schiedsspruch unterwerfen.

1 Vortrag Dr . C. Höcker.
Am Donnerstag abend sprach im vollbesetzten großen Rat¬

haussaale Herr Dr . Carl Höcker über das Thema : «Die
rätselhaften Kräfte der indischen Nogis und
Fakire . Mit gespannter Aufmerksamkeit folgten die Zuhö¬
rer den geistvollen , aus wissenschaftlicher Grundlage beruhen¬
den und die verschiedensten Wissengebiete streifenden Ausfüh¬
rungen des mit seiner Materie durchaus vertrauten Redners.
Wir lernten das „Uoga" als die Abkehrung der Sinne von de:
Außenwelt, als di« eigentümliche , uns Europäern fast un¬
glaubwürdig erscheinende Geistes- und Seelenkraft kennen ,
welche die Zentrierung des Bewußtseins nach innen bewirkt,
das Jnstinktmäßige fördert und den Primat der intellektuellen
Kräfte zurückdrängt. Der Zusammenhang zwischen Geist (pri-
mär) und Natur (sekundär ) soll wiederhergestellt werden̂ dazu
dienen Willensübungen und intensive Konzentrationskultur.
Hiermit beschäftigen sich die Uogis und Fakire, diese Virtuosen
der gesteigerten Willenskraft. Sie ärbeiten mit Maffenhypnose
und Autosuggestion , der niedere Uogi rein körperlich, der hö¬
here Uogi rein geDig . Dieser ist bestrebt, das Göttliche , Ewige
im Menschen mit Hilfe der Kontemplation, Konzentration
und Meditation (Ausschalten des Gedankenstroms ) zu voller
Höhe zu entwickeln. Der Mensch soll seine Seelenkräfte so weit
ausbilden, daß er auf die Außenwelt (Materie) einwirken und
durch seinen Willen gestakAn und beherrschen kann, nicht um¬
gekehrt. — Auch auf Chiromantie , Phrenologie, Mnemotechnik
und Intuition kam Redner in diesem Zusammenhang in ein¬
dringlicher und verständnisvoller Weise zu sprechen.

Rach einigen Demonstrationen zur allmählichen -Erlangung
der Konzentrationsfähigkeitging der Vortragende noch näher
auf die Graphologie und Psychometrie (seelische Einfühlungs¬
gabe ) ein . — Leider wirkte hierbei die allzu große Ausführ,
lichkeit und dadurch bedingte Vortragsdauer von fast 3 Stunden
— das hätte Herr Dr . Höcker zugunsten des Gesamteindrucks
unbedingt vermeiden müssen — auf die Aufmerksamkeit und
das Interesse der Hörer schließlich ermüdend . v . Weg .

Literarische Neuerscheinungen .
Angewandte Seelenkunde. Von Studiendirektor Dr . Karl

H a a s e. (Hilfsbücher für Volkshochschulen, Heft 5. ) Preis
5 M . Verlag Friedrich Andreas P̂erthes A .-G. Gotha.

Ltaatsanzeiger.
Die Wiederaufnahme deS Personenverkehr ».

In Frankfurt a. M. Hauptbahnhof können wieder sämtlich!»
Schnell- und Personenzüge ein- und ausfahren. Der O-Zug 1»
der bis auf weiteres auf der Strecke Basel—Karlsruhe im
Fahrplan des v -Zuges 75 verkehren wird, ist gestern , 10. Fe»
bruar, erstmals wieder bis Berlin durchgefuhrt worden . Eben¬
so wird in der Gegenrichtung der O-Zug 2 Berlin—Frankfurt—
Basel wieder regelmäßig verkehren . Bis auf weiteres werden
voraussichtlich noch nicht ausgeführt werden die Züge D
175/176 nördlich und D 281/282 südlich von Frankfurt, sowie
v 75/76 auf der Strecke Karlsruhe—Basel . Außerdem bleibe »
die bereits bekannt gegebenen übrigen Einschränkungen in»
Schnellzugsverkehr wegen des durch den Streik verursachte »
Ausfalls von betriebsfähigen -Lokomotiven bestehen .

*

»st noch zu hlein«
°
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Amtliche Bekanntmachung .
Fnnssache« betr .

Im Monat Januar 1622 wurden folgende Gegen¬
stände/auf dem Fundbüro abgeliefert:

1 weiße Halskette , 1 silberne Brosche, 1 kupferne Ju¬
biläumsdenkmünze, 1 schwarze Halskette, 1 Bröschchen,
1 Halskette , 1 Kettchen mit Anhänger, 1 goldene Brille
mit Futteral, 1 Ehering, 1 Brosche aus Bein, 1 Kra»
vattennadel, 1 silberne Kragennadel, 1 silbernes Arm¬
kettchen, 1 Medaillon, 1 Brosche, 1 Doublearmband,
1 Bier - bezw . Weinzipfel, 1 silbernes Armbandkettchen ,
1 Hammer, 1 Handschuh. 1 Kinderpelz , 1 Päckchen mit
Stoffteilen , 1 Herrenschirm , 1 Stock, 1 Zinnkugel,
1 Kragen mit Selbstbinder, 1 Haarspange, 1 Leibrie¬
men, 1 Geldscheintäschchen mit 7M., 1 schwarzer Krim¬
mermuff, 1 Herrenhut (grün), 1 Kinderpelz , 1 Damen¬
schirm, Mitgliedbuch für Bauarbeiter auf Sebastian
Deck , 1 .schwarze geknüpfte Handtasche, j schwarzer
Damenhandschuh , 1 rotes Samtkäppchen , 1 Taschen¬
messer, 1 Brille mit Futteral, 1 Wachstuchmappe mit
Reißzeug, 1 Zwicker mit schwarzer Schnur, 1 gelber
Kinderschuh, 1 Brille, 1 Stofftasche , 1 Damengürtel,
1 Pelzkragen, 1 L-cheere, 1 blauseidenerSchal, 1 schwar¬
zer Wollschal, 1 Paar Kinderhandschuh, 1 Eßlöffel,
1 Dose Creme , 1 Luftpumpe , 500 Stück Papierdüten,
1 weißes Taschentuch, 1 Haarspange , 1 Bündel Wäsche,
1 Schachtel mit Gummiabsätzen , 1 schwarzer Kragen,
1 Bohrer, 1 Brieftasche mit 49 M., 1 Teppichmantel ,
9 Stück Zimmermannsbleistifte, 1 schwarze Akten¬
mappe mit Herrenhut , 1 braune Kindermütze , 1 Brief¬
taschennit über 300 M, 1 Haarstecker, Schlüsselbunde ,
Geldbeutel mit und ohne Geld , Bargeld, 20 M., 50 M.,
20 M., 20 M., 20 M., 20 M., 21 M ., 5 M. Hwrde ,
welche im Hundezwinger (Schlachthausstraße ) unterge¬
bracht sind, sowie mehrere Gegenstände , welche im Wa¬
renhaus Tietz aufgefunden wurden . L.885

Die Gegenstände können von den Eigentümern oder
sonstigen Empfangsberechtigten im Zimmer Nr . 6 des
Bezirksamtsgebäudesabgeholt werden .

Falls sich die Empfangsberechtigten nicht rechtzeitig
melden, geht das Eigentum an dem Fundgegenstand
nach Jahresfrist auf den Finder bezw . die Stadtge¬
meinde über .

Karlsruhe , den 2. Februar 1922 .
Bad. Bezirksamt. — Polizeidirektio».

Müllabfnhr in Karlsruhe betr.
In Abänderung des Absatzes 1 der ortspolizeilichen

Vorschrift obigen Betreffs vom 28 . Dezember 1921
O.-Z. 191 wird mit Zustimmung des Stadtrats und
nach Vollziehbarkeitserklärung durch den Landeskom¬
missar - mit Erlaß vom 2 . Februar 1922 Nr. 539 die
Gültigkeit der ortspolizeilichen Vorschriften mit Rück¬
wirkung auf den Zeitpunkt ihres Inkrafttretens (Ver¬
öffentlichung am 10. Januar 1622 im Karlsruher Tag¬
blatt) auf die Stadtteile Rintheim Rüppurr, Grün¬
winkel und Daxlanden ausgedehnt. L .886

Karlsruhe , den 6. Februar 1922 . O.Z .16
Badisches Bezirksamt. — Polizeidirektion.

Ja der Straffache
-gegen den Gutsbesitzer und Major a . D . Max Fröhlich
in Herztal-Rohrbach, wegen Beleidigung hat das Schöf¬
fengericht Oberkirch am 10. Januar 1922 für Recht
erkannt :

Der Angeklagte , Gutsbesitzer und Major Max Fröh¬
lich in Herztal-Rohrbach, wird wegen Beleidigung zu
einer Geldstrafe von

Achthundert Mark ,
im llnverrnögeinsfalle zu 8 Tage« Gefängnis und zu
den Kosten des Verfahrens verurteilt.

Dem Landesfinanzamt in Karlsruhe wird di« Be¬
fugnis zugesprochen, die Urteilsformel innerhalb 6 Wo¬
chen nach eingetretener Rechtskraft durch einmalige
Veröffentlichung im „Renchtäler " in der „Renchtal -
zeitung" und in der „KarlsruherZeitung" auf Kosten
des Angeklagten bekannt zu geben .

Die Richtigkeit der Abschrift der Urteilsformel wird
beglaubigt und die Vollstreckbarkeit deS Urteils beschei¬
nigt. 8 .883

Oberkirch , den 19. Januar 1922.
Gerichtsschreiber des Amtsgerichts;

W e i ß f ch u h.

Badisches Landestheater .
Sonntag , 12 . Febr . 41/, — geg . 10 Uhr Mk . 55.—

LaMsimiil. .MWWinat".
Heimatkundliche Vortragsreihe

in GernSbach tm Murgtal am Sonntag ,
den IS . Februar 1S22 biS Mittwoch» de»

22. Febrnar 1922 .

Sonntag , den IS . Febrnar 1922 , nach¬
mittag » '/>«* Uhr im großen Löwensaal in

Gernsbach .
= Heimattag .
unter Mitwirkung des Gesangvereins „ Eintracht "
und von Schülerchören . Vortrag von Geheimrat
Professor Dr . Klein - Karlsruhe : Lebensbilder
ans der Bann »- «nb Pflanzenwelt des
Schwarzwaldes mit Lichtbildern, Volksliedern ,

Schwarzwaldgedichten , Kinderreigen .

Montag , de« 20 . Febrnar 1822 , nachmit¬
tags ‘/s 3 Uhr» im Rathaussaal in Gernsbach .
Borträge von Realschuldirektor Or. Pfeffer -
GernSbach : Josef Viktor von Scheffel und

Professor Or. Wingenroth - Freiburg:
Bnrgenrnnb «.

Dienstag , den 21 . Febrnar 1922 » nach¬
mittags 1/,3 Uhr» im Rathaussaal in Gernsbach .
Vorträge von Professor Or. Rohrer - Mannheim:
Geologie des Mnrgtals und Professor Or.
Lüttich - Heidelberg : Lichtbildervortrag Badische

Barockbanten.
Mittwoch, de« 22. Febrnar 1922:

Führung zu Gernsbachs Altertümer « «nb
Knttstdenkmälernunter Leitung von Hauptlehrer
Langenbach und Gewerbeschullkhrer Huber .

Zusammenkunft im Rathaussaal.

Der Zug 6£> Uhr ab Gernsbach in Richtung
Rastatt ist nach allen Veranstaltungen erreichbar.
Eintritt frei ohne vorherig« Anmeldnng .

Änderungen Vorbehalten.

Mäufige MIiiiW auf die Mim»
It« r fflt des Mlidekjchr IW.

An die Zahlung des I . Viertels der für das Kalen¬
derjahr 1922 vorläufig zu entrichtenden Einkommen¬
steuer wird mit Bezug auf unsere Bekanntmachung vom
1 . d . Mts . nochmals erinnert. L.884

Das im Steuerbescheid für 1920 als vorläufig« Zah¬
lung für 1921 angegebene 4. Viertel komvS nicht zur
Erhebung.

Karlsruhe » den 6 . Februar 1922.
Finanzamt.

Bekanntmachung .
Bei der unterm 25. Januar 1922 stattgefunden Aus¬

losung von nom. Mk. 25 000.— der 37*
°/o Anleihe der

Stadt Lörrach von 1905 wurden folgende Nummern
gezogen:

Zit. A z« Mark 1000.— Nr. 11, 29, 106, 161, 201 .
202, 227 , 347, 363, 372, 397 , 490 , 508, 609 ,
631 , 648.

Lit. B zn Start 600.— Nr. 41, 63, 78, 110, 134 , 178,249, 306, 310, 343, 460, 478, 526, 539, 626-
692.

St . C m Mnrk 200.— Nr . 26 , 131, 153, 162; 240.
Die genannten Stücke werden hiermit zur Henuzah -

lung auf 1 . Juni 1922 gekündigt .
Zugleich geben wir bekannt, daß von früher gezoge¬

nen Stücken
Lit. A Nr. 2, 8, 44, 80, 160, 203, 266, 358, 358,

411 , 423, 460, 471, 498, 506 , 507 , 533 , 538 ,
589 , 616, 619, 694 .

Lit. B Nr. 37, 163, 353, 428 , 470, 569 , 576, 594 .
Lit. C Nr. 36, 78, 117, 205 , 221 und 242

noch nicht eingelöst wurden.
Bei der unterm 30. Januar 1922 stattgefundenen

Auslosung vom . Mk. 90000 .— der 4°/, Anleche der
Stadt Lörrach von 1911 wurden folgende Nummern
gezogen :

Lit. A zu M . 2000.— Nr. 8, 21, 42, 93, 114 , 118,
119 .

Lit. B W M . 1000.- Nr. 15. 40, 63 , 94. 95, 110,
113, 126, 133, 154, 162, 183, 193 , 199, 201 ,
204, 215, 264, 298, 299 , 322 , 339 , 395, 428,
464, 472 , 475, 494, 502, 514, 519 .

Lit. C z« M. 500.- Nr. 3, 4, 6, 9, 78, 95 , 103p
129 , 132 , 133, 163, 182, 197, 217 , 222 , 225 ,
228, 239, 286, 314 , 330 , 332, 349 , 387, 403 ,
443, 450, 455, 485 , 508, 560, 571 , 588, 611,
623, 624, 685 , 716, 765, 781, 786, 803 , 818 ,
819, 837 , 843 , 844, 852 , 856, 892 , 895 , 920,
924, 934, 973 , 1004, 1015, 1017 , 1027, 1041 ,
1052, 1072 , 1073 , 1105 , 1113, 1122, 1129,
1151 , 1155 , 1163 , 1166, 1169 .

At. D z« M. 200.- Nr. 28 , 40, 50 , 78, 84, 96, 110,
112, 124, 129, 140, 158, 168, 108, 171, 172,
179 , 190, 209 , 219 , 220, 228, 269, 272 , 280,
282, 302 , 304, 320, 326, 353, 354, 369, 383,
387 , 392 , 399. 410, 446 , 451, 463, 471 , 472 ,
487 , 497.

Die genannten Stücke werden hiermit zur Heim -
zrn lung auf 1 . Juni 1922 gekündigt .

Wir bringen dies zur Kenntnis der Inhaber mit dem
Bemerken , daß die Verzinsung der gezogenen Stücke
mit dem genannten Tage aufhört.

Die Einlösung kann neben der Stadtkaffe Lörrach
bei den auf den Zinsscheinen bezeichneten Banken er¬
folgen. Bei der Einlösung sind außer den Schuldtiteln
auch die unverfallenen Zins - und Erneuerungsscheine
einzuliefern.

Lörrach , 31 . Januar 1922 .
Der Gcmeinderat.

Charakter -
beutnng

(20 Zeilen in Tinte geschr .)
Mark 6 .60 n.bssb

Elllstholvg . 3n|titUt
ft. H. Ritter

Karlsruhe, Körnerstraße 30

Metallbetten
Stahlmatr , Kinderbett . , direkt
an Private, Katalog 78 R frei.
EisenmöbelfabrikSuhl ( Thür) .

hMbelMtill .
evang-, sucht auf 1 . April
Stelle . Zuschriften erbitte

Kätchen Drexler.
« ltenbnrg (S . - A.)

Lindenaustr. 25 .

üffenttiche Klagezustrl -
lung.

8 .857 .2., Kehl. Tie am
23 . Mai 1921 m Büht ge¬
borene Klara Jda Kistner ,
vertreten durch den Vor¬
mund Karl Kistner ,
Schreiner in Bühl, Pro-
zestbevollmächtigter : RAn-
walt Kautz in Kehl, klagt
gegen den Schlosser $ « *
mann Lobmüller , zuletzt
wohnhaft in Kehl , zur
Zeit an unbekannten Or¬
te»», aus Unterhalt mtt
dem Antrag auf Verur¬
teilung zur Zahlung von
monatlich 150 M., viertel¬
jährlich vorauszahlbar.

Termin zur mündlichen
Verhandlung vor dem
Amtsgericht Kehl ist be¬
stimmt auf
Mittwoch , 16. Mai 1922,

. vormittag» g Uhr,
Ziuimer Nr. 17.

Der Beklagte wird h er-
zu geladen.

Kehl, 31 . Jan . 1922 .
Der Gerichtsschreibrr des
_ Amtsgerichts.

Hochbauarbetten für d >e
neue Siedrohrwerkstätte
-n tder Hauptwerkstätte
Karlsruhe zu vergeben .
Blechnerz , Verprch-, Gla¬
ser», Schreiner-, Schlos¬

ser- und Anstreicherarbei¬
te, ' Pläne und Vedmg -
nisheft auf dem Baubüro
im Hofe 'des Verwrl-
tl'.ngsgebäudes der Hnupt -
werkstätte Eingang Wie¬
landstraße von 8—12 Uhr
turmittags zur Einsicht.
Dort auch Abgabe der An-
gebo . svordrucke. Kein
Versand nach auswärts .
Angebot verschlossen und
mit der nötigen Aufschrift
bis jläjngjstiens Samstag ,
den 18. Februar 1922 ,
vormittags 10 Uhr, auf
dem Baubüro der Haupt¬
werkstätte einzureichen .
Zuschlagsfrist drei Wa¬
cken . 8 .908 .2 .1
Karlsruhe , 10. Febr . 1922.
Hochbaubüro der Eisen-

bahnge»«e »aldirekt»on.
Hochba »»arbeiten für den

Einbau einer Wohnung im
Dachstock des Verwaltungs¬
gebäudes im Rangierbahn -
hof dahier , Maurer- , Zim¬
mer-, Dachdecker -, Verputz--
Blechner-, Jnstallations-,
Glaser -, Schreiner -, Schlos¬
ser- und Anstreicherarbeiten
öffentlich zu vergeben .
Pläne und Bedingungen
auf unserer Hochbaubahn¬
meisterei zur Einsicht, dort
auch Abgabe der Angebots¬
vordrucke . Angebote mit
Aufschrift verschlossen post-
frei bis Donnerstag , 16 .
>s. Mts., vorn». 16 Uhr, bei
uns einzureichen . Zuschlags -
frist 3 Wochen. 2 .846 .2
Offenburg , 2 . Febr. 1922 .

Bahnbauiusprktion .

WMllW AM -
WMWgKM .

2 -889 . TauberbischofS-
heim . Auf Antrag der Er¬
ben her Anton Ummin -
ger Witwe , Katharina ge¬
borene Hoftnann in Lau»
da wird am
Montag, 26. Febr . 1922 ,

vormittags 3411 Uhr,
im Rathaus in Lauda das

nachlbeschrivbene Wohn¬
hausgrundstück öffentlich

an den Meistbietenden
versteigert :

Gemarkung Lauda .. Lgb.
Nr. 458 : 2 ar 32 qm Hof¬
reite und 2 ar 46 qm
Hausgarten in der. Pfaf¬
fengasse . Auf der Hofreite
steht : ein zweistöckiges
Wohnhaus mit gewölbte »»
Keller und Knickstock, Kü¬
che und Waschküche , ge¬
schätzt zu 70 000 M.
Die Bedingungen werden

vorher bekannt gegeben.
Tauberbischofsheim ,

den 7 . Februar 1922 .
_ Notariat 1.

NuWIz-
SHiteignuiig.

Das Bad . Forstamt Lan¬
gensteinbach versteigert am
Dienstag , den 21. Februar
d. I ., vormittags 16 Uhr,
im „Grünen Baum " in
Langenisteinbach aus To»
mänenivalbdistr . V Her¬
mannsgrund, Abt. 13—18;
21, 24 und 25 : 9 Eichen
IV . u . V ., 1 Buche II ., 1
Elsboer V . Kl , 208 For-
lenstämm« u . Abschnitte II»
dis III , 44 Fichten - und
Dapnenstämtms flV, bis
VI ., 8 Tannenadschnitte
I . u . TI . Klasse, zusam¬
men 305 3 )tut. Forstwart
Schäfer in Obermutschel¬
bach zeigt das Holz vor,
Losauszüge durch dag
Forftanrt . S .88T

» « BW
oon Sauarbeiten.
Zur Verbesserung deck

Erlenbaches vergeben wir
öffentlich namens der Ge»
»neinde Unterentersdach
folgende Arbeiten:

Los I, Erweiterung des
Papierdeichs , bestehend u.
a. aus etwa 175' cblm
Fundainentaushub, 190
cbm Stampfbeton , 100 qm
Pflaster und 2,2 cbm Ei¬
senbeton .

Los II . Neubau einer
Gemeindewegbrücke , be¬
stehend u. a. aus etwa
500 cbm Fundamentmis.
Hub, 400 cbm Stampfde .
ton , 33 cbm Eisenbeton,
350 qm Verputz und 150
qm Glattstrich .

Los III . Neubau deSl
GroßiuattenÄeichs , (be¬
stehend u. a. aus etwa 570
cbm Fundamentaushub,
520 cbm Stampfbeton,
180 cjin Verputz, 70 cbm
Holzlieferüng mit Ein¬
bauen , 900 leg Eisenliefe¬
rung und> 600 qm Pfla »
ster.

Angebotsvordrucke wer -
den bei dem unterzeichne -
ten Amt während der Ge¬
schäftsstunden abgegeben .
Daselbst liegen auch Plä¬
ne und Bedingungen zur
Einsicht auf.

Angebote find verschlos¬
sen und portoftei bis zum
Samstag , de » 25. d. Mts ,
vorm . 11 Uhr, mit dev
Aufschrift „Erlenbachver -
besserung " bei uns einzu.
reichen . Zuschlagsftrst 9
Wochen . 2 .870 .2 .1
Offenburg, 8. Febr. 1928.
Wasser- u . Strastenba»-

amt.


	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]

